
Reader  
Zivilklausel macht 
Militarisierer der 
Hochschulen nervös!  
Kiel: AStA berichtet über Abstimmung der 
Studierenden mit 73 % pro Zivilklausel  
und Ausmaß der Uni-Kriegsforschung (S. 2). 
Uni-Direktor Krause ISPK toppt Orwell! Nicht Kriegsforschung führe zum 
Krieg, sondern die Zivilklausel. Diese setzt er mit der Judenverfolgung durch 
die Nazis gleich. Krause-Pervertierungen in jW „Freiheit für Bananen“ (S. 3). 
Synopse zu den klammheimlichen Textkorrekturen Krauses (S. 4-5). Parodie 
auf Krauses „Entdeckung“ von IMI Tübingen und einem Karlsruher „Links-
extremisten“ als „Rädelsführer“ der Zivilklausel-Bewegung (S. 6-8). 

Zivilcourage: gehört untrennbar zur Zivilklausel. Dazu VVN-BdA-Zeitschrift 
„antifa“ mit Kiel aktuell und über Whistleblowerin Irma Kreiten (S. 9).  
Deren Erstauftritt „Militarisierung bedroht Wissenschaftsfreiheit“ (S. 10) 

Baden-Württemberg: CampusGrün & Juso-Hochschulgruppe erinnern  
ihre Regierungsparteien an Wahlversprechen und fordern die Zivilklausel  
für das Landeshochschulgesetz und das KIT-Gesetz (S. 11). 

Karlsruhe: Vertuschung und Verschleppung ohne Ende! „time is over“ für 
antisemitischen KIT-Ehrensenator mit NS-Vergangenheit. Symposium  
für Nazi-Verfolgten im Oktober (S. 12). Nein zur KIT-Militarisierung durch 
Doppelberufung mit dem militärischen Fraunhofer-Institut IOSB (S. 13-15). 

Bremen: Interview des AStA der Uni in junge Welt mit klarer Ansage zur 
Gefahr einer Pseudo-Zivilklausel für das Bremische Hochschulgesetz (S. 16).  

Krieg ist Frieden: Hintergrundbericht bei studis-online sowie ähnliche 
frühere Beiträge: Friedensklausel „Etikettenschwindel als Kriegslist“ (S. 16) 

Köln: Uni-Senat lehnt Zivilklausel ab (S. 17). AK Zivilklausel hat bundesweite 
Unterschriftensammlung „Lernen für den Frieden“ initiiert (S. 18). 

Mainz: „30 Jahre Mainzer Appell“ Reader zur Veranstaltung (S. 19). 

Mehr Infos: Zivilklausel-Statistik, WebDoku und Streitschrift (S. 20). 
 

Zusammenstellung: Dr.-Ing. Dietrich Schulze dietrich.schulze@gmx.de  
WebDoku der Initiative: http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf  
Beiratsmitglied der NaturwissenschaftlerInnen-Friedensinitiative 11.07.13 
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j unge Welt  Bewaffnete Entwicklungshilfe 
Mit globaler Einsatzbereitschaft der Bundeswehr wird Zusammenarbeit 
zwischen staatlicher Entwicklungshilfe und Militär vorangetrieben. Peer 
Heinelt über zivil-militärische Kooperation im jW-Themen-Schwerpunkt 
11.07.13 http://www.jungewelt.de/2013/07-11/022.php 
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Ursprünglicher Text: https://linksunten.indymedia.org/de/system/files/data/2013/07/2494627275.pdf 
Geänderter Text: http://www.ispk.uni-
kiel.de/fileadmin/user_upload/thumbpublikationen/Publikationen_Krause/Stellungnahme_Prof_Krause_zu_Zivilklauseln.pdf 

Korrekturmodus: alles Gelöschte fett rot und alles Ergänzte fett unterstrichen 

„Zivilklausel Nein Danke!“ Warum ich gegen Zivilklauseln an 
deutschen Universitäten bin 
Prof. Dr. Joachim Krause  
In den vergangenen Tagen ist in den Medien viel über die Diskussion an der Universität Kiel über die 
Einführung einer Zivilklausel berichtet worden. SPIEGEL Online stellte dabei das Institut für Sicher-
heitspolitik an der Universität Kiel in den Vordergrund. Ich nutze diese Gelegenheit um meine Stellung-
nahme zu dieser Idee zu verbreiten. 
Ich stehe Zivilklauseln ablehnend gegenüber, weil es sich um eine politische Mogelpackung handelt. 
Derartige Klauseln klingen auf den ersten Blick harmlos und für Viele einleuchtend, weil es angeblich um 
den Frieden geht. Interessanterweise spricht aber keiner von „Friedensklauseln“. Tatsächlich geht es den 
Betreibern der „Zivilklausel“ darum, wissenschaftliche Kontakte mit der Bundeswehr oder der wehrtech-
nischen Industrie zu diskreditieren und zu unterbinden. Das ist etwas völlig anderes als ein Bekenntnis zum 
Frieden und diese kleine sprachliche Differenz macht politisch einen enormen Unterschied. Es geht um 
politisch motivierte Einschränkungen der Freiheit von Forschung und Lehre. Das ist für eine freie 
Universität in einer demokratischen Gesellschaft völlig inakzeptabel.  
Erfahrungen mit der Einführung von Zivilklausel an deutschen Universitäten lassen erkennen, dass derartige 
Klauseln von linken und vor allem linksextremen Gruppen unterschiedlicher Provenienz als Einfallstor 
genutzt werden, um den Betrieb an der Universität entweder in ihrem Sinne zu steuern oder diesen zu stören. 
Wie man am Beispiel der Uni Tübingen sehen kann, geht dies teilweise mit massiven Verletzungen der 
Freiheit von Forschung und Lehre einher (gewaltsame Störung von Seminaren, Mobbing von Dozentinnen 
und Dozenten etc.). Derzeit läuft eine regelrechte Kampagne, um an mehreren Universitäten (darunter auch 
Kiel) Zivilklauseln einzuführen.  
Diese Kampagne wird bundesweit von Gruppen und Personen koordiniert, die aus dem linken (oft links-
extremen), antimilitaristischen Spektrum stammen (wie das „imi“ in Tübingen oder Dr. Dietrich Schulze aus 
Karlsruhe, der ansonsten auch noch für den VVN-Bund der Antifaschisten auftritt, einer Organisation, die 
der Verfassungsschutz in Baden-Württemberg wohl nicht zu Unrecht als „linksextremistisch beeinflusst“ 
qualifiziert).  
Derzeit sind vor allem Universitäten dran, die in Orten sind, die mit K anfangen, wie Kiel, Köln oder 
Kassel. Ein Schelm, wer sich dabei was Böses denkt.   
Die jeweiligen Kampagnen starten meistens damit, dass Studierende angesprochen und dazu bewegt werden 
sollen, sich an ihrer Universität für eine Zivilklausel einzusetzen. „Die Studierenden“, so das rührselige 
Narrativ Bild, was dann konstruiert wird, „wehren sich“ angeblich in großer Masse gegen „Kriegs-
forschung“, was immer das sein soll. und die damit verbundene Einflussnahme des Militärs auf die 
Universität und die negativen Folgen für ihre Studienbedingungen. Mit Erschrecken und Schaudern, 
so kann man bei SPIEGEL Online und STERN Online lesen, hätten Studierende festgestellt, dass 
verschiedene Institute der Universität Kiel in den vergangenen 5 Jahren Drittmitteleinnahmen von 
Seiten der Bundeswehr in Höhe von insgesamt 2,7 Millionen Euro erhalten hätten – was natürlich 
sofort den Verdacht der Fernsteuerung von Wissenschaft nahelegt. Schaut man sich das Drittmittel-
aufkommen der Universität Kiel in den vergangenen fünf Jahren an (237,8 Millionen Euro), dann 
wird deutlich wie lächerlich diese Argumentation ist: 2,7 Millionen Euro sind gerade mal 1,1 % der 
Gesamteinnahmen.  
Ist eine Zivilklausel einmal beschlossen, wird in massiver Weise versucht auf den Lehr- und Forschungs-
betrieb einzuwirken – dann beginnt die Fernsteuerung erst wirklich, aber nicht von Seiten der Bundes-
wehr. Opfer sind Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter. Leidtragende sind diejenigen Studie-
renden, die sich in wissenschaftlicher Weise mit Sicherheitspolitik befassen wollen. 
Die politische Stoßrichtung der Zivilklausel besteht darin, die Universität zu nutzen, um eine Verfassungs-
institution wie die Bundeswehr zu diskreditieren und gesellschaftlich zu isolieren. Hinter dieser Diskre-
ditierungsstrategie Dahinter steht häufig die Absicht, Stimmung gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr 
im Rahmen von internationalen Friedensmissionen und Missionen der Friedenskonsolidierung zu machen. 
Die Bundeswehr wird in diesem Zusammenhang der „Kriegstreiberei“ bezichtigt, die deutsche Außenpolitik 
als „militaristisch“ bezeichnet. (was in absurder Weise Traditionslinien zur Nazi-Zeit oder dem 
Kaiserreich andeuten soll). 

antifa       http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130708.pdf 
 
synopse      http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130704.pdf 

 

grün‐rot   http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130702.pdf 
 

plakatVVN  http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130501.pdf 
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All diese Missionen (ob in Bosnien Herzegowina, im Kosovo oder in Afghanistan) basieren aber auf 
Mandaten der Vereinten Nationen und auf Beschlüssen des Bundestags, die dieser mit großen Mehrheiten 
(meistens nur bei Gegenstimmen der Linken) gefasst hat.  
Sie sind auch durch die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes gedeckt, denn sie 
gehen auf Artikel 24, Absatz 2 des Grundgesetzes zurück, wo es heißt, dass sich der Bund zur Wahrung des 
Friedens einem System kollektiver Sicherheit einordnen kann. Die oft zitierte Friedensorientierung des 
Grundgesetzes ist keinesfalls – auch das haben Verfassungsgericht und Bundestag wiederholt festgestellt – 
ein Plädoyer für radikalen Pazifismus und Entmilitarisierung, sondern für aktive Mitwirkung Deutschlands 
an internationalen Bemühungen der Friedenswahrung und –sicherung im Rahmen von Systemen kollektiver 
Sicherheit (wie dem der Vereinten Nationen). Die Bundeswehrreform der vergangenen Jahre entspricht 
diesem Ziel und hat dazu geführt, dass die deutschen Streitkräfte zu keinem Angriffskrieg in der Lage sind, 
sondern nur noch im Rahmen internationaler Missionen kollektiver Sicherheit aktiv werden können. Dazu 
bedarf man Offiziere und Soldaten, dazu bedarf man aber auch einer Industrie, die Waffen und Ausrüstungs-
gegenstände für die Bundeswehr und die mit ihr zusammen arbeitenden anderen Streitkräfte herstellt. Das 
passt Vielen radikalen Pazifisten nicht, deren Feindbild jegliches Militär ist.  
Die Zivilklausel ist, wie oben angemerkt, keine „Friedensklausel“. Sie bedeutet im Wesentlichen nur eines: 
keine Zusammenarbeit mit der Bundeswehr oder der wehrtechnischen Industrie, weil diese nicht „zivil“ 
sind. Sie bedeutet auch „keine Toleranz“ gegenüber der Bundeswehr und allen, die mit ihr zusammenar-
beiten. In diesem Zusammenhang ist auch der absurde Vorwurf der „Kriegsforschung“ zu sehen. Sowohl die 
Universitäten wie die Bundeswehr sind der Friedensorientierung des Grundgesetzes unterworfen, welches 
sich neben dem oben erwähnten Artikel 24 (2) vor allem im Verbot der Vorbereitungen zu einem Angriffs-
krieg manifestiert. Weder die Bundeswehr betreibt Vorbereitungen zu einem Angriffskrieg noch irgendeine 
Universität in Deutschland forscht darüber, wie man einen Angriffskrieg vorbereiten oder planen könnte. 
Wir betreiben am Institut für Sicherheitspolitik an der Universität Kiel Konfliktforschung (das machen viele 
andere auch), wir geben ein Jahrbuch zum Terrorismus heraus und bemühen uns zu einer Vielzahl von 
aktuellen und allgemeinen sicherheitspolitischen Themen Analysen vorzulegen, die allesamt veröffentlicht 
werden. Wer das als „Kriegsforschung“ geißelt bezeichnet, sollte sich auf Paranoia untersuchen lassen.  
Ich bin entschieden gegen die Zivilklausel, weil sie meine und anderer wissenschaftliche Arbeit hier in Kiel 
behindern würde. Ich selber arbeite mit der Bundeswehr in verschiedenen Bereichen zusammen und habe 
zwischen 2011 und 2013 ein umfangreiches Forschungsprojekt für das Bundesministerium der Verteidigung 
durchgeführt, welches Lehren aus dem AfghanistanEinsatz für vergleichbare künftige Einsätze der Friedens-
konsolidierung zieht. Das Ministerium hat zu keinem Zeitpunkt versucht, die Ergebnisse des Projektes zu 
beeinflussen – hätte sie das gewollt, dann hätte sie sich das Projekt sparen können. Ziel war es eine unab-
hängige Einschätzung von wissenschaftlicher Seite in einer Frage zu bekommen, wo auf Seiten der Bundes-
wehrleitung (wie der gesamten Bundesregierung) ein Klärungsbedarf bestand und wo man sich von der 
Wissenschaft eigenständige Bewertungen erhoffte. Die haben wir in Zusammenarbeit mit namhaften 
Instituten des In und Auslands abgegeben und wir haben nicht nur im Verteidigungsministerium, sondern 
auch in anderen Ministerien sowie bei Bundestagsabgeordneten unterschiedlicher Fraktionen dafür große 
Anerkennung gefunden. Mit den Geldern des Projektes konnte ich jüngere Wissenschaftler beschäftigen und 
vor allem diese mit der Spitze der internationalen Forschung zusammenbringen. Mit diesem Projekt hat sich 
die Universität Kiel in der internationalen Wissenschaft der Strategischen Studien einen Namen gemacht. 
Die Ergebnisse werden in Kürze in deutscher und englischer Sprache veröffentlicht.   
Besonders die jungen Wissenschaftler (aber auch viele Studierende) sehen bei uns die Debatte zur „Zivil-
klausel“ mit großer Sorge, weil es ihnen damit unmöglich gemacht werden soll, sich wissenschaftlich auf 
dem Gebiet der Erforschung von Sicherheitspolitik zu betätigen. Sie sehen nicht ein, warum sich die 
Universität vor den Karren derjenigen spannen lassen sollen, die glauben sie hätten mit radikal „antimilita-
ristischen,“ aber zutiefst militanten Parolen den besten Weg zum Frieden gefunden und die alle diskredi-
tieren wollen, die anderer Meinung sind. Wenn es nicht gelingt an den deutschen Universitäten die Vielfalt 
der Meinungen über das, was den Frieden sichert, zu bewahren, dann ist das ein Armutszeugnis für die 
Demokratie und für die deutschen Universitäten.  
Keiner wird gezwungen für das Verteidigungsministerium oder die wehrtechnische Industrie Projekte 
durchzuführen, aber es kann nicht sein, dass Wissenschaftler an deutschen Universitäten daran 
gehindert werden mit einem Verfassungsorgan des Bundes oder mit Firmen zu kooperieren, die 
teilweise in der Wehrtechnik tätig sind (reine Rüstungsunternehmen gibt es ja kaum noch).  
Diese Art von Kooperations- und Kontaktverboten (mit dem Ziel der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bestimmter Institutionen und Personen) erinnert fatal an Zeiten, in denen Universitäten in 
Deutschland nicht mit Menschen oder Institutionen kooperieren durften, weil diese jüdisch waren. 
Deswegen: es wird Zeit die bestehenden Zivilklauseln abzuschaffen und es sollte keine neuen Zivil-
klauseln an deutschen Universitäten geben. schafft die bestehenden Zivilklauseln ab, keine neuen 
Zivilklauseln an deutschen Universitäten.	
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http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=19224 Neue Rheinische Zeitung 10. Juli 2013   

IMI (Informationsstelle Militarisierung) Tübingen und ein Karlsruher „Linksextremist“ 

Die Zivilklausel-„Rädelsführer“ 
Von Dietrich Schulze 
Nun ist von einem gestandenen Politikwissenschaftler 
aus Kiel [1] zu der ganzen in die Irre führenden 
Zivilklausel-Bewegung an den Hochschulen endlich 
einmal Klartext gesprochen worden. Zu einer 
Bewegung, die nichts anderes bezweckt, als unsere 
friedliebende Bundeswehr madig zu 
machen und ihr die für ihren Friedens-
kampf notwendige wissenschaftliche 
Unterstützung zu entziehen. Bekanntlich 
sagt Verteidigungsminister Lothar de 
Maiziere selber, dass die Bundeswehr Teil  
der Friedensbewegung ist. Noch nicht 
einmal der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer, der den Minister extra einge-
laden hatte, konnte dieser selbstbewuss-
ten Feststellung des Ministers irgendetwas 
entgegen setzen, mal abgesehen von den 
üblichen Protesten aus der linken bzw. der 
linksextremen Ecke. 

Sand im Getriebe 
Prof. Dr. Joachim Krause, Direktor des 
Instituts für Politikwissenschaften (ISPK), 
erklärt in seiner Stellungnahme: „Diese Kampagne [für 
die Zivilklausel] wird bundesweit von Gruppen und 
Personen koordiniert, die aus dem linken (oft links-
extremen), antimilitaristischen Spektrum stammen (wie 
das „imi“ in Tübingen oder Dr. Dietrich Schulze aus 
Karlsruhe, der ansonsten auch noch für den VVN-Bund 
der Antifaschisten auftritt, einer Organisation, die der 
Verfassungsschutz in Baden-Württemberg wohl nicht zu 
Unrecht als „linksextremistisch beeinflusst“ qualifiziert).“ 
Bitte fallen Sie jetzt nicht vom Stuhl. Ja, ich bekenne 
mich reumütig dazu: Dieser „Linksextremist“ bin ich, der 
Autor dieser Zeilen. Dazu gleich mehr. Zuerst mal, wie 
kam es denn zu dieser nun wirklich geharnischten 
Stellungnahme von Prof. Krause gegen die Zivilklausel? 
Ganz einfach. Die Studierenden der Uni Kiel hatten bei 
einer Befragung parallel zu den Studierendenwahlen  
ohne großes Federlesen mit einer Zweidrittelmehrheit 
für eine Zivilklausel abgestimmt. Ja sind die denn noch  
ganz gebacken? So mir nichts, Dir nichts. Haben die 
denn wirklich nicht die aufrüttelnde Stellungnahme des 
Verteidigungsministers »Wo bleibt die Debatte zur 
Militärpolitik?« [2], sein einfühlsames Interview in der 
Studi-Zeitung UNICUM »Der Pflichtverteidiger« [3] und 
die ausführlich dargelegten Besorgnisse der WamS 
(Welt am Sonntag) »Die Bundeswehr, Deutschlands 
ungeliebte Armee« [4] gelesen, in denen ausdrücklich 
vor der Zivilklausel gewarnt wurde. 

Aufstand nach Maß 

Es kommt noch erschwerend hinzu, dass sich die 
Studierenden möglicherweise von dem berüchtigten 
antimilitaristischen Webportal German-Foreign-Policy 
[5] haben beeinflussen lassen. Hatte dieses doch über 
eine Tagung der "Deutsche Gesellschaft für Auswärtige 
Politik" informiert, an der Prof. Krause mit Mitarbeitern 
des ISPK teilnahm. Dort wurde unter dem Motto der 

Aufstandsbekämpfung in den Ländern des globalen 
Südens über dessen Studie für das Bundesvertei-
digungsministerium berichtet. Aus Feldforschungen in 
Afghanistan hatte das ISPK Wichtiges für unsere 
Truppe heraus gefunden. Als eines der "wirksamsten 

Instrumente" zur effektiven Auf-
standsbekämpfung wird die "Ent-
hauptung" aufständischer Gruppen 
durch "Ausschaltung von bedeu-
tenden Führern" analysiert. Ja, das 
konnte natürlich als martialische 
Kriegsforschung missverstanden 
werden. Man muss aber bedenken, 
um welche terroristische Sorte von 
Aufständischen es dort häufig geht. 
„Auf einen groben Klotz gehört ein 
grober Keil.“ Und dann kam nach der 
studentischen Abstimmung auch 
noch ein SpiegelOnline-Bericht mit 
der unmöglichen Schlagzeile 
»Studenten gegen Uni Kiel: Nie 
wieder Kriegsforschung!«. Jetzt 
musste sich Prof. Krause zur Wehr 
setzen. Schließlich geht um die 

Verteidigung einer sprudelnden Finanzierungsquelle in 
Höhe von 2,7 Mio. Euro für die Uni in den letzten Jahren 
aus den Töpfen des BMVg und der NATO.    
Zurück zu meiner Person als einem der Zivilklausel-
„Rädelsführer“. Hier das Quellenmaterial dazu. Das 
wissen nämlich viele nicht. Auch Professoren schreiben 
gerne ab. Nachfolgend das Originalzitat des Verfas-
sungsschutzes Baden-Württemberg vom April 2010,  
auf das sich Herr Prof. Krause offenbar bezieht.  
Headline: »Linksextremistische Einflussnahme auf 
Jugendliche: Kampagne gegen Jugendoffiziere der 
Bundeswehr im Rahmen der Antimilitarismus-
Kampagne«. Textauszug: »Die IMI in Tübingen 
veröffentlichte darüber hinaus einen IMI-Standpunkt 
vom 10. Dezember 2009 mit dem Titel „Jugendoffiziere 
raus aus den Schulen“. Darin wird kritisiert, dass der 
Jugendoffizier für eine grundsätzlich positive Haltung 
gegenüber der Militärpolitik sorgen könne. Die Schrift-
materialien der IMI sind bundesweit in gesellschafts-
kritischen, linken und linksextremistischen Kreisen 
gefragtes Informationsmaterial. In eine ähnliche 
Richtung geht die Kampagne gegen das Karlsruher 
Institut für Technologie (KIT). Ein Karlsruher Aktivist, 
zugleich Funktionär der VVN-BdA Baden-Württemberg, 
publiziert seit Monaten für die Übertragung einer so 
genannten Zivilklausel (keine Forschung für militärische 
Zwecke) auf das am 1. Oktober 2009 als Zusammen-
schluss des Forschungszentrums Karlsruhe mit der 
Universität Karlsruhen gegründete neue Institut. Seine 
antimilitaristische Argumentation findet vor allem in 
Publikationen verschiedener linksextremistischer und 
linksextremistisch beeinflusster Organisationen und 
Parteien Widerhall.«  
Also, um das gleich klarzustellen, der unbenannte 
Aktivist bin ich. Die VS-Internet-Quelle [6] ist inzwischen 
leider gelöscht worden. Weil ich mir diese wertvolle 
Analyse natürlich hinter die Ohren schreiben musste, 

 
Prof. Joachim Krause Leiter des 
Instituts für Sicherheitspolitik in 
Kiel.  Quelle: www.uni-kiel.de 
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hatte ich sie kopiert. Das Zitat ist nun schon über drei 
Jahre alt und inzwischen hat die Regierung in Baden-
Württemberg von Schwarz-Gelb nach Grün-Rot 
gewechselt. Aber das spielt doch überhaupt keine Rolle, 
ich bitte Sie.  

Tatsachen und Meinungen 

Prof. Krause schreibt weiter: »Besonders die jungen 
Wissenschaftler (aber auch viele Studierende) sehen 
bei uns die Debatte zur „Zivilklausel“ mit großer Sorge, 
weil es ihnen damit unmöglich gemacht werden soll, 
sich wissenschaftlich auf dem Gebiet der Erforschung 
von Sicherheitspolitik zu betätigen. Sie sehen nicht ein, 
warum sich die Universität vor den Karren derjenigen 
spannen lassen sollen, die glauben sie hätten mit 
„antimilitaristischen,“ aber zutiefst militanten Parolen 
den besten Weg zum Frieden gefunden und die alle 
diskreditieren wollen, die anderer Meinung sind. Wenn 
es nicht gelingt an den deutschen Universitäten die 
Vielfalt der Meinungen über das, was den Frieden 
sichert, zu bewahren, dann ist das ein Armutszeugnis 
für die Demokratie und für die deutschen 
Universitäten.« 
Genau, liebe junge Wissenschaftler und Studierende, 
lasst Euch von solcher als friedlich und freiheitlich 
getarnter Erpressungspolitik nicht beirren. Das wussten 
doch schon die alten Römer: „Si vis pacem, para 
bellum” d. h. „Wenn du Frieden willst, bereite Dich auf 
den Krieg vor.“ Und das schlaue Wiki weiß: „Die Grund-
überlegung liegt militärischen Beistandspakten zugrun-
de, die sich gegenseitige Unterstützung versprechen, 
um einen potenziellen Angreifer bereits im Voraus von 
einem Angriff abzuhalten.“ Das wird in dieser globali-
sierte Welt mit mannigfachen Gefahrenherden von 
diesen „antimilitaristischen“ Traumtänzern vollständig 
übersehen. Genau das ist der Kern der modernen 
Sicherheitspolitik in enger Zusammenarbeit mit dem 
Friedensbündnis NATO. 
Außerdem müssen immer die Folgen bedacht werden. 
Hinten und vorne fehlt es an Geld für Lehr- und Fach-
kräften, Gebäudesanierung und Forschung. Da müssen 
Wirtschaft, Militär und NATO in der Finanzierung ein-
springen. Mit denen dürfen wir es keinesfalls verscher-
zen. Wenn die zur Schlussfolgerung kommen sollten, 
dass an der betreffenden Hochschule die gewichtige 
Stimme der Wirtschaft und die Erfordernisse der 
Rüstung für die Friedenssicherung nicht mehr Ernst 
genommen werden, dann drehen die uns den Geldhahn 
zu. Dann würde am Ende das ganze ISPK zusammen 
brechen und in einer Kettenreaktion die Uni Kiel und am 
Ende die ganze Demokratie. Abhängigkeit? Papper-
lapapp. Jedem Menschen muss doch klar sein, dass 
Wirtschaft und Militär klar definierte Interessen haben. 
Und immer noch gilt, so blöd das klingen mag: „Wes 
Brot ich ess, des Lied ich sing.“  

Ironie der Geschichte 

Bessere Uni-Grundfinanzierung? Wo soll denn der Staat 
das Geld hernehmen, wenn er es für die friedenschaf-
fenden vorbeugenden Interventionseinsätze der 
Bundeswehr und die dafür erforderliche moderne 
Ausrüstung benötigt? Wie sonst kann den notleidenden 
Staaten gegen die Terroristen geholfen werden? Diese 
stehlen obendrein in ihrer elenden Feigheit die Waffen, 
die von uns an die Freiheitskämpfer geliefert werden. 
Dass dieser Diebstahl immer mehr zunimmt, da können 
wir doch nichts dafür. Und dass damit bei uns 

Arbeitsplätze gesichert werden, da kann man ja nun 
auch nichts dagegen haben. Im Gegenteil, da müssen 
wir dafür sein, wie Berthold Huber von der IG Metall 
nicht müde wurde zu betonen. Zu allem Überfluss 
werden die heutigen Freiheitskämpfer morgen plötzlich 
Terroristen. So ist es doch den USA mit den Taliban in 
Afghanistan gegangen. Wie kann man es da dem 
Friedensnobelpreisträger Barack Obama verdenken, 
wenn er lieber Drohnen einsetzt, um die eigenen Sol-
daten zu schützen. Und unser Verteidiger argumentiert 
doch genauso. Dafür wird nun mal die nötige Vorlauffor-
schung auch an den Hochschulen wie Tübingen, 
Karlsruhe usw. gebraucht. Warum zum Kuckuck wird 
nicht endlich mal laut und deutlich gesagt »Von den 
USA lernen, heißt siegen lernen.« anstatt ständig an 
deren anstrengenden Bemühungen um den Weltfrieden 
herum zu nörgeln. Die werden schon gute Gründe 
haben, warum sie ihre Atomwaffen auf unserem Boden 
nicht abziehen können, sondern modernisieren müssen. 
Widerspruch zu dem von Obama laufend verkündeten 
Fernziel der Abschaffung aller Atomwaffen? Keines-
wegs, denn bis zum Schluss muss der freiheitliche 
Westen rein zur Sicherheit die Oberhand über alle 
anderen behalten (si vis pacem ….). Das muss doch 
endlich mal begriffen werden.  
Ich muss unbedingt noch eine direkte Warnung los-
werden, sie sich auf den zitierten -Text von 2010 
bezieht. Auch das haben gewisse Kampagnen-Spezia-
listen nicht begriffen. Jugendoffiziere an den Schulen 
machen doch nichts anderes als die SchülerInnen über 
die weltweiten Friedenseinsätze der Bundeswehr 
aufzuklären, aus erster Hand gewissermaßen. Und die 
LehrerInnen haben häufig gar keine Vorstellung davon. 
Beutelsbacher Konsens: Was soll denn das nun wieder 
sein? Ich möchte Sie deswegen ausdrücklich darum 
bitten, zehnmal darüber nachzudenken, bevor Sie den 
Appell „Lernen für den Frieden“ [7] unterschreiben.  
Bitte bedenken Sie bei Ihrer Gesamtbeurteilung auch 
das Folgende etwas realistischere Bild vom Mit-„Rädels-
führer“ IMI Tübingen. Die Zeitschrift „DIE WELT“ [8] 
berichtete Mitte Mai unter der Überschrift »Im Seminar 
des "Kriegstreibers"« voller Stolz über das Krisendiplo-
matie-Seminar an der Uni Tübingen von Professor 
Wolfgang Ischinger, dem Leiter der Münchner Sicher-
heitskonferenz. Im Gegensatz zu anderen Universitäten 
werde hier nicht gegen das Militär mobil gemacht und 
der Diskurs unterdrückt. Erinnert wird aber auch an die 
Anfänge zwei Jahre davor, als unter Bezug auf die Ende 
2009 beschlossene Tübinger Zivilklausel starke Pro-
teste gegen dessen Bestellung zum Honorarprofessor 
aufgekommen waren. An diesen Protesten war auch die 
Informationsstelle Militarisierung IMI beteiligt, Ende 
2011 sogar mit einer Pro-Zivilklausel-Veranstaltung in 
den Räumen der Uni. In der Internetfassung des WELT-
Artikels findet sich die programmatische Zwischenüber-
schrift »Ischinger bleibt Honorarprofessor«. Keinerlei 
Proteste mehr von irgendeiner Seite, auch nicht von IMI, 
die immerhin des Linksextremismus verdächtig ist.  

Reden oder Schweigen 

Bedauerlicherweise war ich an diesen Protesten 2011 
besonders im publizistischen Bereich (also in unbelehr-
barer Fortsetzung dessen, was der Verfassungsschutz 
bereits 2010 moniert hatte) beteiligt. Ja, ich bekenne es 
freimütig und demütig. Auch ich hatte Herrn Honorar-
professor in völliger Verblendung als „Kriegstrommler“ 
bezeichnet. Hinzu kommt, dass ich sein großherziges 
Angebot, als Gast an der berühmten Münchner 
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Sicherheitskonferenz teilzunehmen, glatt ausge-
schlagen habe. Dort hätte ich wahrlich viel über die 
komplizierten Zusammenhänge der NATO-Sicherheits-
politik dazu lernen können. Was war da nur in mich 
gefahren?  
Dabei hat sich Professor Ischinger unsterbliche Verdien-
ste in Sachen bewaffneter deutscher Friedenspolitik 
erworben. Nachdem sich die islamistischen Kamikaze-
Terroristen 2001 in das World Trade Center gestürzt 
hatten, ersann er als Gerhard Schröders Mann in 
Washington den zielführenden Slogan der „uneinge-
schränkten Solidarität mit den USA“. Sie wissen schon. 
Es ging um das Trauma „Nie wieder …“, das es endlich 
zu überwinden galt. Das dieser schon so lange prakti-
zierte Ideenreichtum Ischingers irgendwann mit akade-
mischen Würden belohnt werden musste, ist doch mehr 
als verständlich. Was Wunder, dass sich die erfindungs-
reichen Politikwissenschaftler-Kollegen der Kieler in der 
Uni Tübingen einfallen ließen, wie man Herrn Ischinger 
trotz Zivilklausel zum Honorarprofessor bestellen kann. 
Ganz einfach, die Zivilklausel in eine Friedensklausel 
umtaufen und den absehbaren Protest aussitzen. Zur 
Friedensklausel passt dann alles, angefangen von 
Professor Ischingers Seminaren über bewaffnete 
Krisendiplomatie bis hin zur Forschung für Kriegs-
drohnen – entschuldigen Sie bitte – ich meinte natürlich 
für Friedensdrohnen.  
Der Vorwurf von Prof. Krause, dass IMI an der Koordi-
nierung der bundesweiten Zivilklausel-Kampagne 
beteiligt sei, wenn es heute noch nicht mal vor der 
eigenen Haustür tätig wird, das ist wirklich ungerecht. 
Da hätte er sich doch besser mit seinem Politikwissen-
schaftler-Kollegen Thomas Nielebock in Tübingen 
verständigen sollen. So ist das aber mit Verfassungs-
schutz-Informationen. Man weiß nie, ob sie stimmen, 
noch stimmen oder nie gestimmt haben. Wenn 
Prof. Krause aber tatsächlich das Gespräch mit seinem 

Tübinger Kollegen suchen sollte, kann es passieren, 
dass dieser ihn für eine Friedensklausel auch an der  
Uni Kiel gewinnt. 

Einfach ranklotzen 

Aber das muss nicht sein, denn schließlich geht es 
darum, die Diskurs-Hoheit über die Sicherheitspolitik  
an den Hochschulen gegen diese ärgerliche 
Zivilklauselbewegung zurück zu gewinnen, und zwar 
ohne Umschweife und lästige Diskussionen.  
Dazu darf ich noch einen Blick nach „Drüben“ werfen. 
An der Uni Jena haben Studierende kürzlich auf dem 
Unisommerfest Prospekte eines Rüstungsvereins mit 
dem Titel »Schießen für den Frieden e.V. - Wir. 
Schaffen. Werte. Endgültig.« verteilt. Wie die Verteiler 
mitteilten [9], reichten die Reaktionen von Zustimmung 
für mehr Rüstungsforschung, über konsequente 
Ablehnung und Einstufung als satirische Aktion bis zu 
Empörung wegen Störung der festlichen Stimmung. 
Bitte sehr, weiter so. Klare Kante zeigen, meine Damen 
und Herren Studierende, Professoren und Minister.  
Zu meiner Entschuldigung möchte ich abschließend 
anführen, dass ich in früheren Jahren von einem „Links-
extremisten“, dem Kommunisten Karl Wagner [10] stark 
beeindruckt worden bin. Er hatte in seinem Widerstand 
gegen die Lager-SS im KZ Dachau hunderten von Mit-
häftlingen das Leben gerettet. Vielleicht können Sie jetzt 
ein kleinwenig Nachsicht mir gegenüber entwickeln. Ich 
komme über diese geschichtlichen Erkenntnisse und 
konkreten Erfahrungen von Zivilcourage einfach nicht 
hinweg.  
Wagen Sie nach allem, was ich hier nach bestem 
Wissen und Gewissen zusammen getragen habe, mir 
zu widersprechen?!?!? Dazu können Sie gerne eine 
bekannte Web-Dokumentation [11] zu Rate ziehen. 

 
Quellen: 

[1] http://www.ispk.uni-
kiel.de/fileadmin/user_upload/thumbpublikationen/Publikationen_Krause/Stellungnahme_Prof_Krause_zu_Zivilklaus
eln.pdf 

[2] http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Namensbeitrag/2012/11/2012-11-21-de-maiziere-berliner-
zeitung.html 

[3] http://www.unicum.de/fileadmin/media/PDFs/UC_12-2012_Web.pdf 

[4] http://www.welt.de/politik/ausland/article117156165/Die-Bundeswehr-Deutschlands-ungeliebte-Armee.html 

[5] http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130502.pdf 

[6] http://www.verfassungsschutz-bw.de/index.php?option=com_content&view=article&id=959:linksextremistische-
einflussnahme-auf-jugendliche-kampagne-gegen-jugendoffiziere-der-bundeswehr-im-rahmen-der-antimilitarismus-
kampagne&catid=201:meldung&Itemid=327 

[7] http://lernenfuerdenfrieden.de/ 

[8] http://www.welt.de/print/die_welt/politik/article116319892/Im-Seminar-des-Kriegstreibers.html 

[9] http://www.jenapolis.de/2013/07/aktion-fuer-eine-zivilklausel-an-der-uni-jena-die-universitaet-ist-kein-ort-fuer-
politik/ 

[10] http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=19043 

[11] http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf 

                    Kontakt: dietrich.schulze@gmx.de 
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antifa: Wie sieht es in der Bundesrepublik aus in 
Bezug auf die Zusammenarbeit von Hochschulen 
und Militär?
Dietrich Schulze: Militärforschung im natur- und 
geisteswissenschaftlichen Bereich ist eine flächen-
deckende Erscheinung. Nur zwei aktuell heiß dis-
kutierte Beispiele. In München entsteht auf dem 
Gelände einer ehemaligen militärischen NS-Ver-
suchsanstalt der zivilmilitärisch-industrielle For-
schungskomplex BICAS für die Entwicklung von 
autonom agierenden Kampfdrohnen. In Kiel haben 
Uni und Institut für Sicherheitspolitik  (ISPK)  ein 
Konzept zur  Aufstandsbekämpfung  in  den  Län-
dern des globalen Südens entwickelt. Aus Feldfor-
schungen in Afghanistan wird  die  »Enthauptung 
aufständischer Gruppen durch Ausschaltung von 
bedeutenden Führern« als wirksames Instrument 
abgeleitet.
antifa: Die Kooperationen haben doch sicher auch 
mit Geld zu tun? 
Dietrich Schulze: Bleiben wir bei Kiel. Die Uni 
hat in den letzten Jahren 2,7 Mio. Euro von BMVg 
und NATO eingenommen. Die Not der gezielten 
Unterfinanzierung der Hochschulen machen immer 
mehr Uni-Verantwortliche zur Tugend der Fremd-
finanzierung und Fremdsteuerung durch Wirtschaft 
und Rüstung.
antifa: Seit einigen Jahren formiert sich dagegen 
eine so genannte Zivilklauselbewegung. Was ist 
darunter zu verstehen?
Dietrich Schulze: Eine Zivilklausel ist die Selbst-
verpflichtung der Uni bzw. die Bestimmung im 
Landeshochschulgesetz, nur für friedliche, zivile, 
nicht-militärische Zwecke zu forschen und zu leh-
ren. Ausgehend von einer erfolgreichen Urabstim-
mung im Januar 2009 an der Uni Karlsruhe ist in nur 
vier Jahren eine beachtliche Bewegung entstanden. 
Inzwischen gibt es  fünf  weitere Abstimmungen 
der Studierenden in Köln, Frankfurt a.M., FU Ber-
lin, Kassel und Kiel. Zu den vor 2009 bestehenden 
fünf Zivilklauseln sind mindestens sieben Neue da-
zu gekommen.  
antifa: Gab es zu den Aktionstagen im Juni auch 
Aktionen an Hochschulen?
Dietrich Schulze: Die Aktionstage für militär-
freie Schulen und Hochschulen waren aus vielerlei 
Gründen nicht so kräftig unterstützt wie noch im 
Herbst 2012, wo es z.B. eine Demo in Stuttgart vor 
dem Kultusministerium (Kündigung des Koopera-
tionsabkommens Schule / Bundeswehr) und dem 
Wissenschaftsministerium     (landesgesetzliche 
Zivilklausel) gab.  Doch es gab einige  innovative 
Aktionen wie die Kundgebung in Stuttgart gegen 
die geplante Bundeswehr-Briefmarke. 

antifa: Wie kann man als Student oder Lehrender in 
dieser Bewegung aktiv werden?
Dietrich Schulze: An vielen Unis gibt es Zivilklau-
sel-Arbeitskreise bei den ASten. Es gibt auch über 
die Uni hinausreichende Bündnisse an den Hoch-
schulorten. Wichtig ist es, selber tätig zu werden, 
bei allen Problemen, die das bei dem heutigen ver-
schulten Studium persönlich mit sich bringt. Bei den 
Lehrenden herrscht die urdeutsche oft intelligent 
verbrämte Anpassung vor. ISPK-Direktor Joachim 
Krause geht soweit, den studentischen Vorwurf der 
Kriegsforschung als paranoid zu bezeichnen.
antifa: Der Direktor hat Dich Anfang Juli in einer 
Veröffentlichung persönlich angegriffen ….
Dietrich Schulze: Ja, er schimpft: »Diese Kam-
pagne wird bundesweit von Gruppen und Personen 
koordiniert, die aus dem linken (oft linksextremen), 
antimilitaristischen Spektrum stammen (wie das 
»imi« in Tübingen oder Dr. Dietrich Schulze aus 
Karlsruhe, der ansonsten auch noch für den VVN-
Bund der Antifaschisten auftritt, einer Organisati-
on, die der Verfassungsschutz in Baden-Württem-
berg wohl nicht zu Unrecht als »linksextremistisch 
beeinflusst« qualifiziert).« Das kann ich nur als 
Ermutigung begreifen. Ebenso wie Faschismus 
und Krieg  gehören  Antimilitarismus und Antifa-
schismus zusammen. Und weiter schreibt er: »Di-
ese Art von  Kooperations-  und Kontaktverboten 
(mit dem Ziel der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bestimmter  Institutionen und Personen)  erinnert 
fatal an Zeiten, in denen Universitäten in Deutsch-
land nicht mit Menschen oder Institutionen koo-
perieren durften, weil diese jüdisch waren.«  Un-
glaubliche Gleichsetzung,  die von ihm selbst  in-  
zwischen zwecks Vermeidung von Konsequenzen 
klammheimlich gelöscht worden ist. 
antifa: Gibt es denn auch Beispiele für Zivilcou-
rage?
Dietrich Schulze: Alle Welt spricht über den Mut 
der Whistleblower Assange, Manning und Snow-
den. Es gibt auch im Wissenschaftsbereich der 
Bundesrepublik Whistleblower. Am 17. Juni trat 
die Ethnologin Irma Kreiten im Rahmen der Eröff-
nung einer Whistleblower-Ausstellung der Linken 
im ver.di-Haus Karlsruhe erstmals an die Öffent-
lichkeit. Verantwortliche der Universität Tübin-
gen hatten mit schmutzigen Mitteln versucht, sie 
in  Kriegsforschung  einzuspannen.  Dagegen  hat 
sie sich gewehrt. Unter der Diskriminierung, auch 
wegen  mangelnder  Unterstützung, hat sie jahre-
lang gelitten und sich jetzt durchgerungen, reinen 
Tisch zu machen.  Eine  mutige und bescheidene 
Persönlichkeit, von deren »Weltpremiere« alle sehr 
bewegt waren. 

Zivilcourage
antifa-Gespräch mit Dietrich Schulze von der Initiative gegen Militärforschung an 
Universitäten

Dr.-Ing. Dietrich Schulze war von 
1966-2005 im Kernforschungszent-
rum Karlsruhe (jetzt KIT Campus 
Nord) tätig, anfangs als wiss. 
Mitarbeiter in Hochenergiephysik-
Projekten und später als Betriebs-
ratsvorsitzender. Er ist Mitbegründer 
der Initiative gegen Militärforschung 
an Universitäten, Beiratsmitglied der 
NaturwissenschaftlerInnen-Frieden-
sinitiative sowie DFG-VK- und BdWi-
Mitglied. Seit der Öffnung der VVN 
zur VVN-BdA ist er als Antifaschist 
aktiv, zurzeit als Kreisvorstandsmit-
glied in Karlsruhe.

Die Fragen stellte Regina Girod

 

 
Web-Dokumentation der Initiative  
www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf 
Whistleblowerin Irma Kreiten 
Premiere Audio *.mp3 32 min 
www.freie-radios.net/56983 
 

antifa       http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130708.pdf 
 
synopse      http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130704.pdf 

 

grün‐rot   http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130702.pdf 
 

plakatVVN  http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130501.pdf 
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Irma Kreiten: Militarisierung deutscher 
Universitäten bedroht Wissenschaftsfreiheit 
 
Sie hören einen Mitschnitt des Vortrags der Ethnologin und 
Historikerin Irma Kreiten anläßlich der Eröffnung der Ausstel-
lung „Whistleblowing“ des Whistleblower-Netzwerkes e.V. am 
17.6.2013 im verdi-Haus in Karlsruhe (Bild unten) 

Irma Kreiten war von 2005-2008 wissenschaftliche Angestellte 
am Tübinger Sonderforschungsbereich „Kriegserfahrungen“ und 
arbeitete dort an einem Projekt zur Vergleichenden Genozid-
forschung. Sie berichtet anhand des Tübinger Beispiels von der 
schleichenden Militarisierung der deutschen Geisteswissenschaf-
ten und von deren fatalen Auswirkungen für gesellschaftskriti-
sche Forschung.  

Die Ethnologin schildert, wie Angestellte deutscher Universitä-
ten teilweise ohne ihr Wissen für außerwissenschaftliche 
Zwecke instrumentalisiert werden und erläutert anhand ihres 
eigenen Falls, mit welchen Methoden geisteswissenschaftliche 
Forschung manipuliert wird und welchem Druck sich hierbei 
wissenschaftliche Angestellte ausgesetzt sehen.  

Irma Kreiten selbst wehrte sich gegen derartige politisch moti-
vierte Einflussnahmen auf ihr Forschungsprojekt und wurde 
daraufhin von ihren Vorgesetzten gemobbt. Auch, so betont sie, 
sei sie daraufhin schwerwiegenden Diskriminierungen im aka-
demischen und außerakademischen Bereich ausgesetzt gewe-
sen. Betroffene Wissenschaftler befänden sich in einer äußerst 
schwierigen Lage, da es sowohl an gesellschaftlicher Unter-
stützung wie auch grundlegend an öffentlichem Problem-
bewußtsein fehle.  

In ihrem Fazit widerspricht die Ethnologin Gegnern der Zivil-
klauselbewegung, die sich zunehmend auf das Argument der 
„Wissenschaftsfreiheit“ zurückziehen. Kreiten fordert, das 
Argument der Wissenschaftsfreiheit „vom Kopf auf die Füße zu 
stellen“ und macht klar, daß es gerade die verdeckten wie auch 
offenen Militarisierungsbestrebungen an deutschen Universi-
täten sind, die freie Forschung 
und damit auch die Rechte und 
Interessen der einzelnen 
Wissenschaftler gefährden.  
17.06.2013 

Querfunk, Karlsruhe 
104,8 MHz 
Steinstr. 23 
76133 Karlsruhe 
fon: 0721/387858, fax: 
0721/385020 
info(at)querfunk.de  

32:17 Minuten 

20130706-whistleblowe-
56983.mp3 / 30266 kB 

MPEG-1 Layer 3, 128 kbit/s, 
Mono, (44100 kHz)  
09.07.2013/22:01 

Creative-Commons 
Nichtkommerziell, Bearbeitung 
erlaubt, Weitergabe unter 
gleicher Lizenz erwünscht.  

 
Zum Thema vgl. auch:  
antifa  http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130708.pdf  
vita http://www.karin-binder.de/fileadmin/mdb-seiten/mdb-binder/2013/pdf/irma-kreiten.pdf 
artikel http://www.freitag.de/autoren/irma-kreiten/wissenschaftsfreiheit-eine-chimaere 
interview  http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121112.pdf 
 

http://www.freie-radios.net/56983
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Stellungnahme von Campusgrün Baden-Württemberg und der 
Landeskoordination der Juso-Hochschulgruppen Baden-Württemberg:  
  
Campusgrün Baden-Württemberg und die Landeskoordination der Juso-Hochschulgruppen Baden-
Württemberg sprechen sich gemeinsam für die Einführung einer landesweiten Zivilklausel in Baden-
Württemberg aus.   
   
Universitäten als Orte der Wissensvermittlung und der Forschung tragen eine große ethische und 
moralische Verantwortung, die auch Folgen für die Ausrichtung ihrer Forschungs- und Lehraktivitäten 
haben muss. Aus diesem Grund müssen insbesondere Regelungen für die Militärforschung an zivilen 
staatlichen Hochschulen gefunden werden.    
   
Wir fordern die Regierungsparteien auf, ein Gesetzesvorhaben zur Einführung einer Zivilklausel  
zu initiieren. Dabei verweisen wir darauf, dass bundesweit bereits vor 2010 fünf Zivilklauseln an 
einzelnen Hochschulen existierten und sieben weitere in der Zwischen-zeit eingeführt worden sind. 
Gemäß der Argumentation der Regierungsparteien, dass Zivilklauseln generell gegen die Wissen-
schaftsfreiheit verstießen, wären diese Zivilklauseln rechtswidrig. Das Argument der angeblichen 
Beschneidung der Wissenschaftsfreiheit berücksichtigt außerdem nicht den hauptsächlichen Zweck 
einer Zivilklausel: Die Finanzierung militärischer Forschung an öffentlichen zivilen Einrichtungen,  
also Universitäten, zu verhindern, und nicht militärische Forschung insgesamt zu verbieten.  
   
Selbstbeschränkungen an den einzelnen Hochschulen sind für uns zwar ein Schritt in die richtige 
Richtung, dennoch fordern wir die landesrechtliche Festschreibung einer „zivilen und friedlichen 
Forschung und Lehre“. Bereits in ihren Wahlprogrammen haben SPD und Grüne die Richtigkeit und 
Rechtmäßigkeit einer solchen Regelung erkannt. Insbesondere die Regierungsmitglieder Kretschmann, 
Bauer und Schmid unterstützten persönlich die Forderung nach einer Zivilklausel am Karlsruher 
Institut für Technologie (KIT). Sie sind daher ebenso wie die Regierungsfraktionen dazu aufgerufen, 
den in der vorherigen Legislaturperiode eingebrachten Antrag zum KIT-Gesetz als Grundlage für die 
Festschreibung einer Zivilklausel im Landeshochschulgesetz und im KIT-Gesetz zu verwenden. Der 
da-malige Gesetzentwurf muss allerdings um eine Regelung erweitert werden, die sicherstellt, dass 
vollständige Transparenz hergestellt werden muss. Dazu zählt die vollständige Veröffentlichung der 
Forschungsergebnisse und der Herkunft der Mittel. Die Öffentlichkeit muss die Möglichkeit erhalten 
zu überprüfen, welche Projekte mit welchen Mitteln an den Hochschulen erforscht werden.  
   
Campusgrün Baden-Württemberg und die Landeskoordination der Juso-Hochschulgruppen Baden-
Württemberg erwarten, dass die Landesregierung bzw. die Regierungsfraktionen im Zuge der 
Novellierung des Landeshochschulgesetzes die Festschreibung einer landesweiten Zivilklausel in 
Angriff nehmen.  
  
Vorstand Campusgrün Baden-Württemberg:  
vorstand@campusgruen-bawue.de (Constanze Erhard)  
  
Landeskoordinierung Juso-Hochschulgruppen Baden-Württemberg:  
tim.baltruschat@web.de  
jessirauch@aol.de   
lukas.kurz@gmx.net   
marieke.reiffs@gmx.de                          per Email verbreitet am 6. Juni 2013 
          

antifa       http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130708.pdf 
 
synopse      http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130704.pdf 

 

grün‐rot   http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130702.pdf 
 

plakatVVN  http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130501.pdf 
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  KIT ehrt den Alt-Nazi 
und Antisemiten 

Rudolf Greifeld 

Wir ehren das  
Greifeld-Opfer  

Leon Gruenbaum 

Zeigen Sie  
Zivilcourage,   
Herr Prof. Dr.  
Eberhard Umbach! 
Ihre Stimme als KIT-Präsident für die geforderte 
unverzügliche Aberkennung zählt ganz gewiss! 

Rudolf Greifeld (x), Herrmann Giesler,  

Albert Speer, Adolf Hitler und Arno Breker  
am 28. Juni 1940 in Paris (v.l.n.r.)  
Quelle: www.juedische-allgemeine.de 
 
 

SS-Kriegsverwaltungsrat Greifeld, 
Hitlers oberster Handlanger im 
besetzten Paris, organisierte seinen 
einzigen Paris-Besuch, wurde anti-
semitischer Handlungen überführt und 
1974 vorzeitig als Geschäftsführer des 
(Kern)Forschungszentrums entfernt.  
 
Der jüdische Wissenschaftler Leon 
Grünbaum war von ihm diskriminiert 
worden und konnte mit Hilfe der 
Klarsfelds dessen geheim gehaltene 
NS-Vergangenheit aufdecken. Leons 
Zivilcourage möge uns Beispiel sein. 

x 

Pressemitteilung                                        26. März 2013 

Ehrensenatorwürde für  
Rudolf Greifeld beenden!  
Dr. Rudolf Greifeld, 1956 einer der  
Gründungsmanager des Kernfor‐ 
schungszentrums Karlsruhe, wurde  
im Zuge des Bekanntwerdens seiner  
Nazi‐Vergangenheit 1974 vorzeitig in  
seiner Funktion abgelöst. Dennoch  
konnte sich das Präsidium des  
Karlsruher Instituts für Technologie  
(KIT) bisher nicht zu einer Aberken‐ 
nung der Ehrensenatorwürde ent‐ 
schließen, die Greifeld 1969 von der  
Universität Karlsruhe ohne Kenntnis  
seiner Nazi‐Vergangenheit verliehen  
wurde. Die unterzeichnenden*  
Organisationen und Gruppierungen  
mahnen weiterhin dringend die Annullierung dieser 
Ehrung an. 
 
* Nebenstehend die fünfzehn Org./Gruppen mit ihrem logo.  
Kontakt: Dr. Dietrich Schulze dietrich.schulze@gmx.de  
PM mit Quellen hier www.stattweb.de/files/civil/Doku20130326.pdf 
Mehr in der Web‐Doku www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf 

 

 

Leon GruenbauLeon GruenbauLeon GruenbauLeon Gruenbaummmm####        

                                SymposiSymposiSymposiSymposiumumumum        

                                                                ForumForumForumForum    

            Ludwig MarumLudwig MarumLudwig MarumLudwig Marum        

ver.diver.diver.diver.di----HausHausHausHaus    
KKKKarlsruhearlsruhearlsruhearlsruhe    

11119. Okt9. Okt9. Okt9. Okt. . . . 2013201320132013    
10101010    ----    16 Uhr16 Uhr16 Uhr16 Uhr        

mmmmitititit    Beate Beate Beate Beate u.u.u.u.    Serge KlarsfeldSerge KlarsfeldSerge KlarsfeldSerge Klarsfeld    

F.F.D.J.F. F.F.D.J.F. F.F.D.J.F. F.F.D.J.F. ParisParisParisParis        
Ludwig Marum  Ludwig Marum  Ludwig Marum  Ludwig Marum      Leon Gruenbaum Leon Gruenbaum Leon Gruenbaum Leon Gruenbaum                 
*  *  *  *          5. Nov. 18825. Nov. 18825. Nov. 18825. Nov. 1882    * 30. März 1934* 30. März 1934* 30. März 1934* 30. März 1934                
† 29. März 1934† 29. März 1934† 29. März 1934† 29. März 1934        † † † †     22. 22. 22. 22. Juli Juli Juli Juli     2004200420042004            
        

AnsprechpartnerAnsprechpartnerAnsprechpartnerAnsprechpartner::::    

Harald DeneckenHarald DeneckenHarald DeneckenHarald Denecken    

VorVorVorVorssss. . . . ForumForumForumForum    Ludwig MarumLudwig MarumLudwig MarumLudwig Marum    

harald@denecken.comharald@denecken.comharald@denecken.comharald@denecken.com    

24.04.24.04.24.04.24.04.2013201320132013    

Winfried Heck in Rheinpfalz 35. KW 2004   

Vergessen  
     Geboren während der dunkelsten Zeit 
der deutschen Geschichte, als Jude vom 
Naziregime verfolgt und dem Tod nur 
knapp entronnen, blieb der Wissenschaft-
ler Dr. Dr. Leon Gruenbaum Zeit seines 
Lebens ein Außenseiter. Nach Studium 
und Promotion bei Nobelpreisträger 
Werner Heisenberg kam Gruenbaum Ende 
der 60-er Jahre ans damalige  Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe, mit befristetem 
Vertrag, wie damals viele andere Wissen-
schaftler. Trotz exzellentem Fachwissens 
wurde sein Vertrag nicht verlängert. Ver-
mutlich weil der damalige administrative 
Geschäftsführer Rudolf Greifeld etwas 
dagegen hatte. Dieser war, wie sich später 
herausstellte, ein ehemaliger ranghoher 
SS-Offizier und Chef der Militärregierung 
im besetzten Paris. Später gelang es ihm, 
führende Positionen im Kernforschungs-
zentrum mit ehemaligen Kameraden zu 
besetzen. Gruenbaum war es dann, der 
dieses schwarze Kapitel der Nachkriegs-
wissenschaft aufhellen konnte. Greifeld 
wurde  schließlich aus allen Ämtern 
geschasst. Gruenbaum hat dies nichts 
genützt. Der „Nestbeschmutzer" fand als 
Physiker keine Anstellung mehr. Am 
Sonntag verstarb er fast vergessen in 
Karlsruhe.  
 

Viel Lärm, Enttäuschungen 
und ein stilles Ableben  

 

  Rudolf Greifeld 
  Quelle: BNN 15.03.2013 

 

VVN-Bund der AntifaschistInnen 1. Mai 2013 

http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130501.pdf 
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20. März 2013 Neue Rheinische Zeitung http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=18886             

Zivilklausel für KIT! Keine Integration von Forschung und Lehre am KIT 
Karlsruhe mit militärisch orientiertem Fraunhofer-Institut IOSB 

Zivilmilitärische Doppelberufung stoppen! 
Von Dietrich Schulze 
Aufgrund der anstehenden Neubesetzung in Nachfolge auf Prof. Maurus Tacke als einem der beiden  
Leiter des Fraunhofer-Instituts für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB in Karlsruhe ist  
mit einer Doppelberufung für die IOSB-Leitung und einer Professur an einem einzurichtenden Lehrstuhl  
am Karlsruher Institut für Technologie KIT zu rechnen. Diese personell-institutionelle Integration mit 
Doppelberufungen ist Geschäftspraxis der Frauenhofer-Gesellschaft und würde für das KIT im konkreten 
Fall einen weiteren Militarisierungsschub bedeuten.  
Anstatt den Friedens- und Freiheits-Impuls der Studierenden aufzugreifen, die im Januar 2009 für die 
Übertragung der bewährten Zivilklausel des Forschungszentrums („Das KIT verfolgt nur friedliche 
Zwecke.“) auf das gesamte KIT votierten, wird diese vom KIT-Präsidium abgelehnt, um Rüstungs-
forschung betreiben und ausbauen zu können. Die Grün-Rote Landesregierung Baden-Württemberg,  
die wegen des Landesgesetzes für das KIT unmittelbar zuständig ist, billigt all das im Kontrast zu den 
Positionen vor der Wahl. Wie gezeigt wird, kommt dem IOSB von Beginn an eine Schlüsselrolle beim 
allmählichen Ausbau des KIT zu einem zivilmilitärischen Forschungskomplex zu.  
Das hochgelobte KIT, der Zusammenschluss von (Kern-)Forschungszentrum und Universität Karlsruhe,  
hat dabei einen schlimmen, das Militärische begünstigenden Geburtsfehler. Mittels organisatorischer Ver-
schmelzung unter Abbau von Mitwirkungsregelungen ist ein innovationshemmender riesiger Bürokratie-
Apparat für die über 9.000 Beschäftigten und fast 24.000 Studierenden entstanden. Dem finanziellen 
Defizit wird mangels ausreichender öffentlicher Finanzierung mit prekären Beschäftigungsverhältnissen 
und fragwürdigen Drittmittel-Geldquellen entgegenge-
wirkt, zulasten der Unabhängigkeit und der Wissenschafts-
freiheit. Dieser Prozess muss im Interesse der Zukunfts-
fähigkeit des KIT gestoppt und umgekehrt werden.  
Die Doppelberufung, ein Schritt in die falsche Richtung, ist 
zu verhindern. Wenn es Bedarf an neuen Lehrstühlen gibt, 
sollte die vom früheren Uni-Rektor und späteren KIT-Präsi-
denten (nun HRK-Präsident) bekämpfte, obwohl notwen-
dige Zusammenschau von Geistes-, Geschichts- und Sozial-
wissenschaften mit den Natur- und Technikwissenschaften 
am KIT auf die Tagesordnung gesetzt werden.   
Worum handelt es sich beim IOSB?  
Lesen wir dazu im wiki-Eintrag über den Bundesnachrichtendienst 
(1) „Mit Wirkung vom 17. August ist die Forschungsgesellschaft für 
Angewandte Naturwissenschaften (FGAN) in die Fraunhofer-Gesell-
schaft integriert worden. Die drei Institute der FGAN sind daher ab 
sofort Fraunhofer-Institute. Aus dem FGAN-Institut für Optronik 
und Mustererkennung FOM in Ettlingen und dem Fraunhofer-Insti-
tut für Informations- und Datenverarbeitung IITB entstand gemäß 
der Empfehlung des deutschen Wissenschaftsrats von 2007 zum 1.1.2010 das neue Fraunhofer-Institut für Optronik, 
Systemtechnik und Bildauswertung IOSB.“ 
Fusion führte zu Militarisierung   
Das rein für den Bundesnachrichtendienst, die Bundeswehr und andere militärische Auftraggeber in Ettlingen bei 
Karlsruhe tätige FOM hat diese Orientierung nie aufgegeben und für eine kräftige Militarisierung im neuen Fraunhofer-
Institut gesorgt. Während das frühere Karlsruher IITB zu etwa einem Drittel militärische Auftraggeber hatte, hat sich 
durch die Fusion mit FOM die rüstungsrelevante Forschung verdoppelt. Der zivile Anteil am IOSB ist marginalisiert 
worden. Es kommt hinzu, dass aufgrund der gezielten zivil-militärischen Vermengung zivil deklarierte und finanzierte 
Aufträge direkt für militärische Zwecke genutzt werden.  
Das ist das Charakteristikum des VVS, des Fraunhofer-Verbunds Verteidigungs- und Sicherheitsforschung, dessen Mitglied 
das IOSB ist. Nach eigenen Angaben beschäftigt das IOSB (Stand 2011) neben über 400 Beschäftigten als Stammper-
sonal weitere 200 studentische Hilfskräfte, Praktikanten uns Diplomanden. 
Nicht uninteressant ist auch, dass eine Allianz mit den regionalen Fraunhofer-Instituten von Beginn der KIT-Gründung an 
diskutiert wurde. Das kann man im Bericht von Dennis Nitsche (2) nachlesen: „Noch weiter war der von Prorektor Löhe 
eingebrachte Vorschlag gegangen, neben dem FZK [Forschungszentrum Karlsruhe] die um Karlsruhe angesiedelten 
Fraunhofer Institute ebenfalls einzubeziehen; dieser Vorschlag wurde aufgrund zu hoher Komplexität jedoch wieder 
verworfen.“ Gemeint waren laut Fußnote 13: „In Karlsruhe selbst sind das Fraunhofer Institut für System- und 
Innovationsforschung ISI und das Fraunhofer Institut für Informations- und Datenverarbeitung IITB angesiedelt, im 

 

Prof. Dr.-Ing. Jürgen Beyerer und Prof. Dr. Maurus Tacke 
leiten ab 1.1.2010 das neue Fraunhofer-Institut für Optronik, 
Systemtechnik und Bildauswertung IOSB.  Foto: IOSB 
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naheliegenden Pfinztal das Fraunhofer Institut für Chemische Technologie ICT und in Baden-Baden das Fraunhofer 
Institut für biomedizinische Technik.“  
FhG-Geschäftsmodell Doppelberufungen 
Mit dem Fraunhofer-Kooperationsmodell durch Doppelberufung eines FhG-Leiters, der gleichzeitig Lehrstuhlinhaber an 
der Universität ist, werden folgende Ziele (3) angestrebt: Für die FhG: Zugang zu Grundlagenforschung, Anziehungskraft 
für Nachwuchsforscher und Studierende, Möglichkeit der wissenschaftlichen Qualifikation (z.B. Promotion). Für die 
Universitäten: Kooperation in industrieorientierten Projekten, frühe praxisrelevante Industrieerfahrung, Zugang zu 
umfangreicher Laborausstattung und zum Fraunhofer-Netzwerk.  
Übersetzt auf die militärischen FhG-Projekte bedeutet das für die Studierenden des Uni-Instituts: frühe praxisrelevante 
Erfahrung mit Geheimhaltung und Militärprojekten, Durchlauf zur Beschäftigung in Rüstungsforschung, 
Rüstungswirtschaft und einschlägigen Behörden.  
Das vor allem für die FhG vorteilhafte Geschäft ist langjährige Praxis. In einem Buch über die Geschichte der Fraunhofer-
Gesellschaft (4) heißt es dazu: „Bereits 1984 kooperieren mehr als zwei Drittel der Institute im Bereich der 
Vertragsforschung mit Universitätsinstituten, große Fraunhofer-Zentren wie Stuttgart oder Aachen entstanden in 
unmittelbarer Nähe zum Hochschulcampus. In der Folge explodierte die Zahl der studentischen und wissenschaftlichen 
Hilfskräfte in der Fraunhofer-Gesellschaft. ….. Die Zusammenarbeit zwischen Fraunhofer-Institut und Universität ordnet in 
der Regel ein Kooperationsvertrag. Oft leitet ein Lehrstuhlinhaber in Personalunion auch das zugehörige Fraunhofer-
Institut. Seine gemeinsame Berufung ist die wichtigste Voraussetzung für eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Universität und Fraunhofer-Gesellschaft.“  
Nach einem Zivilklausel-Podium ist die Doppelberufung an der RWTH Aachen kürzlich Gegenstand der Kritik in einem 
Offenen Brief an Rektor Prof. Ernst Schmachtenberg (5) gewesen. Prof. Michael Lauster war für den RWTH-Lehrstuhl 
"Technologieanalysen und -vorausschau auf dem Gebiet der Sicherheitsforschung" an der Fakultät für Maschinenwesen 
und als Leiter des traditionell für die Bundeswehr forschenden Fraunhofer-Instituts für Naturwissenschaftlich-Technische 
Trendanalysen (INT) in Euskirchen berufen worden. 
IOSB-Beitrag zu effizienterem Töten 
Die IOSB-Forschung wurde von Otto Reger in FIfF 
4/2011 unter dem Titel „Wie eine renommierte For-
schungsinstitution zum effizienteren Töten beiträgt“ (6) 
charakterisiert. An Aufforderungen  an die Beschäftigten, 
die Fusion mit der Wehrforschung zur Konversion zum 
Zivilen zu nutzen, hat es nicht gefehlt (7). 
Auf welch perfide Weise die militärischen Zwecke zivil 
getarnt werden, zeigt der Studiengang "Navigation und 
Umweltrobotik“ an der Uni Hannover, die sich strikt 
weigert ihre Rüstungsforschungsprogramme offen zu 
legen. In der idw-Ankündigung (8) werden die Berufs-
perspektiven als exzellent gepriesen. Bei der Konzeption 
seien Volkswagen AG, Bosch, MTU Aero Engines, Fraun-
hofer IOSB und Deutsches Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt befragt worden. Prof. Tacke (IOSB) wörtlich „Ich 
bin überzeugt, dass die geplante Ausbildung Grundlage 
für eine neue Generation von Geräten wird, die in natürlicher Umgebung mit einem hohen Grad von Autonomie agieren.“ 
Diese benannten Zusammenhänge allein sind Gründe genug, die anstehende Doppelberufung in Karlsruhe abzulehnen. 
Das Umfeld ist aber noch wesentlich problematischer.  
Zivilisierung statt Militarisierung von KIT  
Der Autor hatte bereits Anfang 2009 acht Puzzle-Stücke unter dem Titel "Karlsruhe auf dem Weg zum zivil-militärischen 
Großforschungskomplex?" zusammen gesetzt und in einer Grafik veranschaulicht (9). 
In der Grafik wird sichtbar, dass das Ettlinger FGAN-FOM aus einer Ausgründung 1964 aus der Uni Karlsruhe 
hervorgegangen ist.  
Weiter geht aus der Grafik hervor, dass es im KIT bereits eine von der Uni geerbte Doppelberufung gibt, nämlich die-
jenige von Prof. Jürgen Beyerer. Diese geht jedoch auf die Zeiten des FhG-IITB mit nur geringerem Militärforschungs-
anteil zurück. IOSB-Leitungspartner Prof. Maurus Tacke ist Lehrbeauftragter am Nachrichtentechnischen Institut INT der 
Uni, das nachweislich Rüstungsforschung betreibt, und er ist höchst aktiv in der berüchtigten Schaltstelle Militär/Wissen-
schaft, der Carl-Crantz-Gesellschaft.  Über das INT-Rüstungsforschungsprojekt „Software Defined Radio“ gibt es mit 
dessen Leiter, Prof. Friedrich Jondral, ein aufschlussreiches Interview im Tagesspiegel (10).  
Verdeckte Uni-Rüstungsforschung für OHB Bremen 
Mit von der Partie ist Prof. Werner Wiesbeck, der inzwischen emeritiert ist, und an der Uni über Jahrzehnte die direkte 
Zuarbeit für die Rüstungsindustrie organisiert hat. Das kam gerade kürzlich im Zusammenhang mit einer Entdeckung an 
der Uni Bremen zum Vorschein, die neben der Uni Karlsruhe mit Prof. Wiesbeck für die Bremer Weltraumrüstungsfirma 
OHB geforscht hatte. Eine diesbezügliche Anfrage der DFG-VK und der „Initiative gegen Militärforschung an Univer-
sitäten“ an das KIT-Präsidium ergab vor allem eines, eine nicht glaubwürdige Antwort an einen Landtagsabgeordneten 
voller Ausweichen und Verschweigen zu den sehr konkreten Fragen. Zu diesem Schriftwechsel hat der Autor eine 
Synopse erstellt (11). 

Interaktive Grafik http://www.stattweb.de/files/civil/cimimix-2305.pdf 
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Zivilmilitärisches Forschungsprojekt Fahrzeugtechnik 
Prof. Jürgen Beyerer ist zusammen mit Prof. Hans-Joachim Wünsche von der Bundeswehr-Universität München maß-
geblich an der Projektsteuerung des zivil deklarierten und militärisch äußerst relevanten millionenschweren KIT-Projekts 
„Unbemannte kognitive Landfahrzeuge“ beteiligt. Die Rüstungsrelevanz wurde im Webmagazin german-foreign-
policy.com unter den Titeln „Hunter-Killer-Missionen“ und „Urban Operations“ (12) dargestellt.  
Danach hatte ein KIT-Referent im Januar 2012 auf der "International Urban Operations Conference" der Deutschen 
Gesellschaft für Wehrtechnik (DWT) vorgetragen, die sich mit Aufstandsbekämpfung in den Großstädten der sog. Dritten 
Welt befasste. Der KIT-Referent berichtete über Navigation und Führung von Repressionskräften innerhalb von Gebäuden 
(„indoor operations“).  
Bei dem KIT-Projekt spielt auch eine Studie des Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) 
eine Rolle. Wie bei german-foreign-policy.com beschrieben, hält das TAB die Nutzung von unbemannten Systemen als 
Waffenträger für unumgänglich. Es ist schier unfassbar, wie eine ehemals geachtete Institution für Technikfolgenab-
schätzung nicht mehr von einem Verein von Rüstungslobbyisten unterschieden werden kann. Hat das etwas damit zu tun, 
dass dem TAB-Leiter Prof. Armin Grunwald, 2007 eine Professur (Lehrstuhl für Technikphilosophie und Technikethik) von 
der Uni Karlsruhe verliehen wurde? 
In der Antwort der Landesregierung von Baden-Württemberg (13) vom Januar 2010 auf die Kleine Anfrage von GRÜNEN 
und SPD über „Militärische Forschung am KIT“ heißt es wörtlich "Der derzeit im Bau befindliche Forschungsneubau 
»Interdisziplinäre Fahrzeugsystemtechnik« steht nicht im Zusammenhang mit militärischer Forschung.“ Auf die Fragen an 
die antragstellenden Abgeordneten vom Oktober 2011 (14) gibt es leider bis heute keine überzeugenden Antworten. 
Ebenso wenig wie auf mehrfache Appelle, Unterschriftensammlungen und Briefe an alle Abgeordneten der Regierungs-
fraktionen in Baden-Württemberg. 
Zivilklausel nimmt trotzdem Fahrt auf 
Für alle, denen bei dieser Fülle an zivil-militärisch-professoralen Verflechtungen etwas schwindelig geworden ist, noch 
einige ermutigende Nachrichten: 
• Das Abschlusspodium der Tagung zur Verantwortung der Wissenschaften am 15./16. Juni am KIT war der Über-

zeugung, dass die Zivilklausel in das KIT-Gesetz und in das Landeshochschulgesetz gehört. Weitere Initiativen dazu 
werden vorbereitet. Der Volltext der Tagungsbroschüre „Jetzt entrüsten!“ ist jetzt online (15) nachlesbar.  

• Zu Beginn des Jahres beschloss der Senat der Goethe-Uni Frankfurt eine Zivilklausel für die Grundordnung und die 
Studierenden der Uni Kassel votierten in einer Urabstimmung dafür. Das war die zwölfte Zivilklausel und die fünfte 
erfolgreiche Urabstimmung. Weitere Zivilklausel-Beschlüsse, wie z.B. an der Uni Freiburg, und weitere Urabstim-
mungen sind in Arbeit. Mehr Infos über die Zivilklausel-Bewegung in der bekannten Web-Dokumentation (16). 

• Die Gewerkschaft ver.di wird in Kürze eine komplette Ausgabe des Fachbereichsreports „Bildung, Wissenschaft und 
Forschung“ mit dem Schwerpunkt Zivilklausel veröffentlichen. 

Quellen:  
(1) http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesnachrichtendienst 

Einzelnachweise Zitat Nr. 29 

(2) Dennis Nitsche „Die Gründung des Karlsruher Instituts für 
Technologie KIT“ 
http://www.rsm.kit.edu/downloads/KIT_Entstehung_Essay_Nit
sche.pdf 

(3) Stabübergabe am Fraunhofer IPA u. IFF der Uni Stuttgart 
02.12.12 Folie 7 
http://www.ipa.fraunhofer.de/fileadmin/www.ipa.fhg.de/pdf/V
eranstaltungen/Stabuebergabe/HAB_Stab%C3%BCbergabe%2
0IPA%20u%20IFF_020212_V3.pdf 

(4) Helmut Trischler und Rüdiger vom Bruch „Forschung für den 
Markt – Geschichte der Fraunhofer-Gesellschaft“ Verlag C.H. 
Beck München 1999 (ISBN 3-406-44531-4) S. 311-313 

(5) Brief an RWTH-Rektor 29.10.12 
http://www.aixpaix.de/aachen/Brief_an_RWTH-Rektor.pdf  
Andreas Seifert IMI 02.11.12 http://www.imi-
online.de/2012/11/02/neue-wege-fur-die-rustungsforschung/  

(6) Otto Reger in FIfF 4/2011 über IOSB „Wie eine renommierte 
Forschungsinstitution zum effizienteren Töten beiträgt“ 
http://fiff.de/publikationen/fiff-kommunikation/fk-2011/fk-4-
2011/fk-4-2011-s35  

(7) Flyer Friedensbündnis Karlsruhe 15.07.09 für IOSB-
Beschäftigte „Fusion mit Wehrforschung für Konversion 
nutzen!“ http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20090714.pdf 

(8) Informationsdienst Wissenschaft zum Studiengang "Navigation 
und Umweltrobotik“ an der Uni Hannover http://www.idw-
online.de/pages/en/news417388 

(9) Dietrich Schulze "Karlsruhe auf dem Weg zum zivil-
militärischen Großforschungskomplex?" in UZ 30.01.09 

http://www.dkp-online.de/uz/4105/s0801.htm Grafik zu den 
Puzzle-Stücken http://www.stattweb.de/files/civil/cimimix-
2305.pdf 

(10) „Kriegsspiele auf dem Campus“ Ralf Nestler in Tagesspiegel 
06.04.09 http://www.tagesspiegel.de/wissen/forschung-
kriegsspiele-auf-dem-campus/1490242.html 

(11) Dietrich Schulze "KIT / Uni Rüstungsforschung für OHB und 
Bundeswehr" Synopse zur Vertuschungsmethode des KIT-
Präsidiums anhand des Schriftwechsels Mai-Sept. 2012  
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121021.pdf 

(12) „Hunter-Killer-Missionen I/II“ vom 26./27.09.11 bei german-
foreign-policy.com 
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20110927.pdf und 
„Urban Operations“ vom 30.10.11
 
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20111013.pdf und 
http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=17052 

(13) Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 5663 
http://www9.landtag-
bw.de/WP14/Drucksachen/5000/14_5663_d.pdf 

(14) Brief der Initiative gegen Militärforschung an Universitäten an 
Staatssekretärin Dr. Gisela Splett (MdL, GRÜNE) und Johannes 
Stober (MdL, SPD) „Militärforschung am KIT beenden! 
Zivilklausel in das KIT-Gesetz aufnehmen!“ 
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20111024.pdf 

(15) Streitschrift „Jetzt entrüsten! Hochschulen: 
Zukunftswerkstätten oder Kriegs»Dienstleister«?“ Volltext hier 
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121230.pdf 
Bestellung AnStifter-Verlag Peter Grohmann (ISBN 978-3-
944137-01-8) http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=18267 

(16) "Zivilklausel oder Militärforschung" 
http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf 

                                                                  kontakt: dietrich.schulze@gmx.de 
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»Das klingt nett, hat 
aber einen Haken«
Gesetzliche »Friedensklausel« wie in 
Bremen geplant, würde Rüstungsforschung 
nicht zwingend ausschließen. Gespräch mit 
Max Forster
Interview: Ralf Wurzbacher

Max Forster ist im Allgemeinen Studierenden-
ausschuß (AStA) der Universität Bremen für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zuständig

Die Universität Bremen hat sich als bundesweit 
erste Hochschule schon 1986 zum Verzicht auf  
militärische Forschung verpflichtet. Nun schickt  
sich die regierende SPD-Grünen-Koalition an, die  
sogenannte Zivilklausel sogar ins Landeshoch-
schulgesetz zu überführen. Warum hält sich Ihre 
Freude darüber in Grenzen?

Im Moment zeichnet sich nur die gesetzliche Etablierung 
einer »Friedensklausel« ab. Das ist ein bedeutender 
Unterschied. Bei einer Friedensklausel ist Forschung 
erlaubt, die friedlichen Zwecken dient. Das klingt nett, 
hat aber einen Haken: Wenn »humanitäre Interven-
tionen« mit militärischen Mitteln als friedensschaffende 
Maßnahmen definiert werden, bleibt Rüstungsforschung 
prinzipiell gestattet. 

Aber wäre ein Gesetz nicht immer noch besser  
als eine reine Selbstverpflichtung der Landes-
hochschulen?

Wenn es zur Etablierung einer echten, substantiellen 
Zivilklausel kommt, wäre dies ein großer Schritt. Dann 
nämlich hätten Professoren, wissenschaftliche Mitarbei-
ter und auch Studierende eine gesetzliche Handhabe, 
wenn es zu Verstößen kommt. Das ist wichtig, zumal 
bislang praktisch alle Verstöße gegen die Klausel im 
Prinzip ungeahndet blieben. Da gab es zum Beispiel ein 
Forschungsprojekt des Bremer Satellitenbauers OHB, 
bei dem es um die Erforschung effizienterer Datenüber-
mittlung von Kampfflugzeugen an Bodenstationen ging. 
Wie gesagt: In solchen Fällen würde nur eine substan-
tielle Zivilklausel greifen – eine Friedensklausel hingegen 
nicht oder nur bedingt. 

Ist es nicht faktisch so, daß der Einfluß von Mili -

tär und Rüstungsindustrie auf die Hochschulen 
trotz aller inzwischen bestehenden Zivilklauseln  
in den letzten Jahren eher zu- statt abgenommen 
hat?

Davon ist auszugehen. Deutschland zählt im Rüstungs-
bereich zu den exportstärksten Nationen. Allerdings gibt 
es hierzu keine verläßlichen Zahlen. Die Verstöße an der 
Uni Bremen sind vor allem durch anonyme Hinweis-
geber aufgedeckt worden. Es mangelt insgesamt an 
Transparenz, aber auch hierfür arbeiten wir an Lösun-
gen. Die neuerdings im AStA der Uni Bremen vertrete-
nen Hochschulpiraten wollen dazu eine Art »Science 
Leaks«-Plattform etablieren. 

Angenommen, es wird qua Gesetz nur eine 
Friedensklausel geben: Könnte Militärforschung  
dadurch vielleicht sogar zusätzlich legitimiert  
werden?

Leider ja. Die ursprüngliche Absicht, Rüstungsforschung 
von den öffentlichen Hochschulen fernzuhalten, könnte 
sich mit einer Friedensklausel ins Gegenteil verkehren. 
Das ist natürlich ein sehr düsteres Szenario, aber es ist 
auch nicht ganz abwegig. Wenn die Aufgabe der 
Bundeswehr, im Rahmen von Auslandseinsätzen, 
juristisch als friedensfördernd bezeichnet wird, könnte 
die Erforschung von Rüstungstechnologie, welche ja 
dem Schutz der Soldaten dient, als friedensklauselkon-
form und notwendig definiert werden. 

Uni-Rektor Bernd Scholz-Reiter hält ein Gesetz 
ür überflüssig, weil es doch nur die vermeintlich 
gute, bewährte Praxis nachvollziehen würde. Das  
klingt immerhin so, als paßte ihm die Sache nicht.

Warum sich Scholz-Reiter gegen eine gesetzliche Rege-
lung verschließt, bleibt letztlich Spekulation. Das Argu-
ment der Hochschulautonomie gegenüber der Politik ist 
für mich zu schwach. Es geht bei der Zivilklauseldebatte 
um grundsätzliche Fragen unserer Gesellschaft. Eine 
gesetzliche Regelung, die den Einfluß von Verteidi-
gungsministerium und Rüstungsunternehmen auf 
öffentliche Bildungseinrichtungen untersagt, ist nicht 
nur grundgesetzkonform, sondern auch geboten. 

Die SPD will keine Friedensklausel per Gesetz,  
sondern die Hochschulen lediglich per Gesetz zur  
Selbstverpflichtung verpflichten. Was halten Sie  
davon?

Nichts. Eine solche Formulierung zeigt nur, daß es um 
eine Abschwächung geht. Eine Gesetzesinitiative hat nur 
dann Sinn, wenn dabei eine substantiell verpflichtende 
Zivilklausel herauskommt. 

Von seiten der Grünen heißt es, mit ihnen werde  
es »keine Pseudo-Lösung« geben. Was geben Sie  
darauf?

Dem Verlauf der grünen-internen Debatte nach, nicht 
viel. Ich erwarte zwar, daß die grüne Fraktion in 
Bremen eine »Verpflichtung zur Selbstverpflichtung« als 
Pseudo-Lösung bezeichnet, aber selbst nicht über eine 
Friedensklausel hinausgehen wird.

Zur Friedensklausel und der neuen Umarmungsstrategie („Etikettenschwindel als Kriegslist“), die mit großem Aufwand 
vom Institut für Politikwissenschaften der Uni Tübingen zusammen mit Honorarprofessor Wolfgang Ischinger betrieben 
wird, einige Quellen des Autors Dietrich Schulze: • 20.02.2013 „Klima der Selbstzensur“ Akademische Unfreiheit und 
Doppelstrategie gegen Zivilklausel-Bewegung. NRhZ • 12.04.2013 Sternstunde an der HU Berlin Kriegsminister sprach-
los. NRhZ • 21.05.13 Reinwaschung des kriegsbereiten Honorarprofessors der Uni Tübingen Zivilklausel-Bewegung als 
Hemmschuh der Hochschul-Militarisierung. blog trueten
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10.07.2013 Campus Nachrichten und Berichte aus der Hochschule 

Senat stimmt gegen Zivilklausel 

Die Grundordnung der Kölner Universität wird nicht geändert. Der 
Senat lehnte einen Passus ab, der unter anderem Kooperationen mit  
der Bundeswehr verbietet. Seit 2010 setzt sich ein Arbeitskreis für die 
Einführung einer Zivilklausel ein.   
 
Von Dirk Riße Köln   
 
Die Zivilklausel an der Uni-
versität zu Köln ist erst 
einmal vom Tisch. Der Senat 
lehnte einen entsprechenden 
Passus, mit dem die Grund-
ordnung der Universität 
geändert werden sollte, mit 
acht zu zwei Stimmen ab. 
Dem Vernehmen nach sollen 
nur die studentischen Ver-
treter für die Einführung 
gestimmt haben. Beschlossen wurde allerdings in der gleichen Sitzung, dass ein offener Leitbild-
prozess weitergeführt werden soll. Ob und wann dieser aber zu konkreten Ergebnissen führt, ist 
allerdings offen. 

Mit der Klausel wollte der Arbeitskreis Zivilklausel erreichen, dass die Hochschule mit Lehre und 
Forschung „zu einer friedlichen und zivilen Entwicklung der Gesellschaft“ beiträgt. Unter anderem 
sollten Kooperationen mit der Bundeswehr verboten werden, erläuterte Peter Förster vom Arbeits-
kreis Zivilklausel. 161 Mitarbeiter der Kölner Universität hatten zuvor eine Petition unterzeichnet, 
mit der sie der Klausel zustimmten.  

Lange diskutiert 
Schon die Diskussion um die Aufnahme der Klausel in die Grundordnung der Uni hatte viel Zeit in 
Anspruch genommen. Die Studierenden hatten bereits im Dezember 2010 mit einer Mehrheit von 
65 Prozent für die Einführung der Zivilklausel gestimmt. Anschließend hatte ein Senatsausschuss 
intensiv über das Thema diskutiert.  

Der Sprecher der Kölner Universität, Patrick Honecker, betonte, mit der neuen Klausel wäre die 
Wissenschaft zu sehr eingeschränkt worden. Die Wissenschaftler wollen sich nicht vorschreiben 
lassen, zu welchen Themen sie forschen dürften. „Das Thema wurde demokratisch beschlossen.“ 
Kooperationen mit Rüstungsfirmen seien an der Universität nicht geplant.  

 
Arbeitskreis Zivilklausel  
http://www.zivilklausel.uni-koeln.de/ 

 

 
An der Uni Köln ist die Zivilklausel erst einmal vom Tisch. Foto: dpa 
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Mehr Infos http://www.lernenfuerdenfrieden.de

http://www.antimilitaristische-aktionstage.info

Text der bundesweiten Unterschriftensammlung 
K o n t e x t  Aktionstage unten 

Kein Militär und keine Rüstung in Bildung
und Wissenschaft – Lernen für den Frieden!

„Nein“ zur Normalisierung des 
Krieges nach Innen und Außen 

Für emanzipatorische Bildung – 
„Nein“ zur Militarisierung der 
Gesellschaft

Militär und Rüstungsindustrie 
raus aus der Bildung!

Bundeswehr raus 
aus den Schulen!

Zivilklauseln an 

allen Hochschulen!

Lernen für den Frieden
Bildudd ng und Wissenschaftff müssen dazu beitragen, die Ursachen von KrKK ieg, Möglichk
ler Konflff iktlösung und die Voraussetzungen füff r Frieden zu ergrürr nden. Alle Mensch
sich kooperativ mit den drängenden Problemen der Gesellschaftff befaff ssen und füff r Vö
digung und eine menschenwürdige Welt wirken. Angesichts kriegerischer Konflff ikte w
dringend erfoff rderlich.
Der Einflff uss der Bundeswehr auf die Schulen und die zunehmende Abhängigkeit der wissenschaftff lichen Einrichtungen von
privaten Geldgebern, insbesondere aus dem Bereich der RüRR stungsindudd strie und des Militärs, zielen stattdessen auf die Vorbr e-
reitung, Akzeptanz und Normalisierurr ng von KrKK ieg als Mittel der Politik. Hiergegen setzen wir uns zur Wehr – füff r eine demo-
kratische und frff iedliche Entwicklung!

Mit meiner Unterschriftff trete ich füff r eine Gesellschaftff ein, die von Aufkff lärung, Argumentation und Solidarität be-
stimmt ist statt von der gewaltsamen Durchsetzung politischer und wirtschaftff licher Interessen.
• Ich foff rdere die Schulen und Hochschulen auf,ff ihrer Verantwortung füff r eine frff iedliche Gesellschaftff gerecht zu werden. Die

Selbstverprr flff ichtung der Hochschulen auf zivile und frff iedliche Zwecke dudd rch die Einfüff hrurr ng von Zivilklauseln und Be-
schlüsse von Schulen gegen jegliche Kooperation mit dem Militär sind entscheidende Schritte dorthin.

• Die Landesregierurr ngen foff rdere ich auf,ff die Schulen als zivile Einrichtungen zu erhalten und die politisch gewollte Beein-
flff ussung der SchülerInnen und LehrerInnen dudd rch die Bundeswehr zu beenden. Kooperationsabkommen mit der Bundes-
wehr müssen ersatzlos gekükk ndigt werden.

• Die zivile Ausrichtung der Hochschulen soll in den Landeshochschulgesetzen feff stgeschrieben werden. Der Abhängigkeit
der Wissenschaftff von privatwirtschaftff lichen Geldgebern muss dudd rch eine ausreichende öffff eff ntliche Finanzierurr ng von Bil-
dud ng und Wissenschaftff entgegengewirkt werden. Forschungsvorhaba en und Geldquellen müssen offff eff ngelegt werden.
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Unterschriftenlisten-  
listen download hier 
http://www.lernenfuerdenfrieden.de/Unterschriftenliste-Lernen_fuer_den_Frieden.pdf 

http://www.lernenfuerdenfrieden.de
http://www.antimilitaristische-aktionstage.info
mailto:schulze@gmx.de
mailto:schulze@gmx.de
mailto:schulze@gmx.de
http://www.lernenfuerdenfrieden.de/Unterschriftenliste-Lernen_fuer_den_Frieden.pdf
http://www.lernenfuerdenfrieden.de/Unterschriftenliste-Lernen_fuer_den_Frieden.pdf


Reader  
zur Veranstaltung „30 Jahre 
Mainzer Appell“ mit aktuellen 
und historischen Dokumenten 
zur Verantwortung der 
Wissenschaften und zur 
Zivilklausel-Bewegung 

• Nachdenken statt Nachrüsten 
Karlsruher Wissenschaftler für den Frieden. 
Daraus Vorwort (Auszüge), Werner Buckel Aufwachen 
und Erkennen Peter Herrlich Der Mainzer Konsens 
der Naturwissenschaftler 1984 Verlag von Loeper 
(Seiten 2-4) 

• Freiheit und Verantwortung der Wissenschaft 
Torsten Bultmann (BdWi) Vortrag Uni Köln 02.05.2013 
u.a. zur Rolle rückwärts zur Zivilklausel-Position der 
Landesdregierung Baden-Württemberg (Seiten 5-6)  

• Gemeinsame Erklärung CampusGrün & Juso-HSG 
für landesgesetzliche Zivilklausel Baden-Württem-
berg vom 06.06.2013. Hochschul-Jugend der Regie-
rungsparteien erinnert an Wahlprogramme und persön-
liche Unterstützung von Kretschmann, Bauer, Schmid für die KIT-Zivilklausel (Seiten 7-8) 

• Studenten gegen Uni Kiel: Nie wieder Kriegsforschung! 02.07.2013 Spiegel-Online/UniSpiegel: 
Forschen für Kriegszwecke sei ethisch nicht vertretbar. Dagegen wurde per Urabstimmung (die sechste 
nach Karlsruhe, Köln, FU Berlin, Frankfurt a.M. und Kassel) von den Studierenden die Zivilklausel gefor-
dert. Uni erhielt für Militärstudien 2,7 Mio. € seit 2005 von BMVg und NATO. Der Kriegsforschungs-
Vorwurf sei linksextrem und paranoid, sagt Joachim Krause, Direktor des Instituts für Sicher-
heitspolitik. (Seiten 9-10) 

• Whistleblowerin Irma Kreiten Weltpremiere der Ethnologin am 17.06.13 anlässlich der Ausstel-
lungseröffnung „Whistleblowing - Licht ins Dunkel bringen! Zivilcourage zeigen“ im Karlsruher ver.di-
Haus. Ihre Vita mit Gegenwehr gegen Benutzung zur Kriegsforschung an der Uni Tübingen und die 
folgenschwere Diskriminierung der Wissenschaftlerin. Bewegendes Beispiel von Zivilcourage (Seite 11) 

• Atomare Geschichtsentsorgung am KIT Karlsruhe. Dietrich Schulze am 26.06.2013 in Neue Rheini-
sche Zeitung online. Kritik an der Verzögerungstaktik zur Aberkennung der Ehrensenatorwürde für den 
Atomforschungs-Gründungsmanager und Alt-Nazi Rudolf Greifeld. Symposium für Leon Gruenbaum 
(zweimal von Nazis verfolgtes Greifeld-Opfer) mit Beate und Serge Klarsfeld aus Paris (Seiten 12-15) 

• Welche Hochschulen haben die Zivilklausel? Statistik-Folie zum Vortrag Dietrich Schulze 
„»Freiheit der Wissenschaft« und Kriegsforschung“ am 14.04.2013 in der MV des BdWi.  
Fazit: Zwölf Zivilklauseln an Hochschulen, davon sieben seit 2010. (Seite 16) 

• Zum Nachlesen: Web-Dokumentation der Initiative gegen Militärforschung an Universitäten und 
Streitschrift »Jetzt entrüsten« über Zivilklausel-Kongress im Juni 2012 am KIT (Seite 16)  

 
 
Zusammenstellung: Dr.-Ing. Dietrich Schulze dietrich.schulze@gmx.de  
WebDoku der Initiative: http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf  
Beiratsmitglied der NaturwissenschaftlerInnen-Friedensinitiative 

1983-2013
30 Jahre Mainzer Appell 
NaturwissenschaftlerInnen warnen vor der 
Stationierung neuer Atomwaffen / Naturwissen-
schaft und soziale Verantwortung – heute. 
Veranstaltung am 3. Juli 2013 in Mainz 

Vor 30 Jahren fand am 2. und 3. Juli 1983 der Kongress „Naturwissen-
schaftler warnen vor neuer Atomrüstung“ in Mainz statt, der eine 
außergewöhnliche Öffentlichkeit und Aufmerksamkeit erregte und der 
Ausgangspunkt für viele weitere Friedensaktivitäten von besorgten 
NaturwissenschaftlerInnen wurde. Der Appell der Mainzer 23 war ein 
wesentliches Ergebnis des Kongresses, die Gründung der Naturwissen-
schaftlerInnenInitiative Verantwortung für Frieden und Zukunftsfähig-
keit war eine der Konsequenzen dieses Prozesses.  

http://www.natwiss.de/fileadmin/user_upload/Reader_Mainz_030713.pdf 
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mailto:schulze@gmx.de
http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf
http://www.natwiss.de/fileadmin/user_upload/Reader_Mainz_030713.pdf
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130610.pdf
http://www.trueten.de/uploads/Texte/NachdenkenstattNachruesten1984.pdf
http://www.zivilklausel.uni-koeln.de/vortrag_freiheit-und-verantwortung.htm
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20130702.pdf
http://www.spiegel.de/unispiegel/studium/militaerforschung-in-kiel-studenten-fordern-zivilklausel-a-907623.html
http://www.karin-binder.de/fileadmin/mdb-seiten/mdb-binder/2013/pdf/irma-kreiten.pdf
http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=19181
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121230.pdf
http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf


 
12 Unis mit Zivilklausel 

NatWiss-Umfrage Natascha Bisbis 
„Wissenschaft & Frieden“ 2/2010 

Bilanz 30. Januar 2013: Fünf historische Zivilklauseln (unten) und 
sieben neue (oben) seit Urabstimmung am KIT Karlsruhe Jan. 2009  

›Freiheit der Wissenschaft‹ u. Kriegsforschung  
Dietrich Schulze in 44. MV des BdWi  

14. April 2013 TU Braunschweig 

Widerstand in Bayern bündeln!
Dietrich Schulze für Podium 
ver.di/GEW Bayern 29.06.13  
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Jet
zt

Streit     1  schrift

Peter-Grohmann-Verlag
Die AnStifter

en
trü

ste
n!

Hochschulen:

Zukunftsw
erkstätten

oder Kriegs-

»D
ienstleister«?

Friedenswissenschaft 
oder Kriegsforschung
an den Hochschulen?

Mit einem Vorwort von 
Heribert Prantl

einem Geleitwort von 
Wolfram Wette

und Beiträgen von
Harry Block
Sören Böhrnsen
Reiner Braun
Volker Eick
Peter Förster
Peter Herrlich
Lothar Letsche
Wolfgang Liebert
Dietrich Schulze

Herausgegeben von 
Roland Blach
Nadja Brachmann
Lothar Letsche
Christoph Müller-Wirth
Dietrich Schulze
Sonnhild Thiel 
Initiative gegen Militärforschung 
an Universitäten 
DFG-VK Baden-Württemberg 
und dem Bürgerprojekt 
Die AnStifter

ISBN 978-3-944137-01-8 

Peter-Grohmann-Verlag
Die AnStifter

Verschleiern?
Verwerten?

Und Widerstehen!

Euro 4,50

Herausgegeben von 
Roland Blach
Nadja Brachmann
Lothar Letsche
Christoph Müller-Wirth
Dietrich Schulze
Sonnhild Thiel 
Initiative gegen Militärforschung 
an Universitäten 
DFG-VK Baden-Württemberg 
und dem Bürgerprojekt 
Die AnStifter

f Müller-Wirth

Web Dokumentation
http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf

Volltext Streitschrift
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121230.pdf
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http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20100609.pdf
http://www2.bdwi.de/uploads/folien_bdwi_14.4.13_net.pdf
http://gew-bayern.de/uploads/media/20130629_Zivil.pdf
http://www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf
http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121230.pdf



